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Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände                   
Lennéstraße 11  10785 Berlin 

 
Staatssekretär des Bundesministeriums für 
Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit 
Herrn  
Stresemannstraße 128-130 
10117 Berlin 
Nur per Mail an: 

 
 
 
Nachrichtlich an: 
 
Bundesminister für besondere Aufgaben und 
Chef des Bundeskanzleramtes 
Herrn   
Nur per Mail an:  

 
 

  
 
 
 
 
 

   

Parlamentarischer Staatssekretär  
beim Bundesminister für Digitales und Staatsmodernisierung 
Herrn  
Nur per Mail an:  

  
 
         Berlin, den 7.7.2026 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur und zur 
Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung  
 
Sehr geehrter Herr Staatssekretär, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die kommunalen Spitzenverbänden bedauern, dass die Anhörung gemäß § 47 Gemeinsame 
Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
Stärkung der Natürlichen Infrastrukturen und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung mit lediglich 2,5 Werktagen deutlich zu kurz ausfällt, um die kommunale 
Praxis angemessen zu beteiligen. Das Fehlen einer Synopse gemäß § 42 Abs. 1 Satz 3 GGO 
erschwert die Nachvollziehbarkeit der geplanten neuen Regelungen zusätzlich. Auch hat leider 
keine Interessenermittlung gemäß § 41 GGO stattgefunden. Damit wird das 
Gesetzgebungsverfahren den im Koalitionsvertrag (Zeile 1869-1871) selbst gesteckten Zielen 
der Bundesregierung nicht gerecht: 
 

„Bereits in der Frühphase von Gesetzgebungsverfahren werden wir Praxischecks 
durchführen und Betroffene sowie Vollzugsexperten und -expertinnen aus Bund, 
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Ländern und Kommunen mit angemessenen Fristen (in der Regel vier Wochen) 
beteiligen.“  

 
Zugleich steht dieses Verfahren im eklatanten Widerspruch zur Maßnahme 228 der Föderalen 
Modernisierungsagenda:  
 

„Bund und Länder erkennen an, dass gute Gesetzgebung vor allem ausreichende 
Zeit für alle am Prozess Beteiligten benötigt. Sie erachten eine Regelfrist von vier 
Wochen für angemessen. Sie wollen ab 01.07.2026 dieser Maßgabe bei der 
Rechtsetzung auf Bundes- und Landesebene folgen.“ 

 
Das ist umso bedauerlicher, als der vorliegende Gesetzentwurf die Städte, Landkreise und 
Gemeinden in besonderer Weise betrifft. Ohne eine umfassende Einbeziehung der 
Kommunen wird es insbesondere nicht möglich sein zu prüfen, welche praktischen 
Folgewirkungen die zahlreichen Änderungen nach sich ziehen, ob es im Einzelfall 
Optimierungsbedarf gibt und welche weiteren Regeln in diesem Zusammenhang überarbeitet 
werden müssten. Das ist aber Sinn und Zweck des Beteiligungsverfahrens. Die leider zum 
wiederholten Male unvertretbar kurze Fristsetzung seitens Ihres Hauses stellt daher nicht nur 
eine Missachtung der kommunalen Beteiligungsrechte dar, gegen die wir deutlich protestieren 
müssen, sondern gefährdet auch die Erreichung der mit dem Gesetz verfolgten Ziele.  
 
Wir verzichten daher zum jetzigen Zeitpunkt auf eine detaillierte Stellungnahme, behalten uns 
aber ausdrücklich vor, die Rückmeldungen aus der kommunalen Praxis im weiteren Verlauf 
des Gesetzgebungsverfahrens gegenüber Ihrem Haus vorzutragen sowie insbesondere auch 
gegenüber den Angehörigen des Deutschen Bundestages geltend zu machen. 
 
 
 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 

 
  

Beigeordnete Beigeordneter 
Deutscher Städtetag Deutscher Landkreistag 

  
  
  
  

Beigeordneter 
Deutscher Städte- und Gemeindebund 
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